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Hans-Jürgen Schmahl

In Deutschland gab es im Januar etwas mehr als 4 M illionen registrierte Arbeitslose, 
reichlich 2,7 Millionen im Westen und knapp 1,3 Millionen im Osten des Landes. Mit der 

nun erstmals seit der Vereinigung überschrittenen Marke von 4 M illionen hat das Problem 
keine neue Dimension, sondern nur ein neues Symbol; noch dazu eines, das möglicher­
weise bald wieder verschwindet. Denn um die Jahreswende wird stets der saisonale Höhe­
punkt der Arbeitslosigkeit erreicht, und im Frühjahr wird man wahrscheinlich wieder zur 
„D reierm illion“ zurückkehren. Dann wird es umgekehrt auch keinen Grund zur Erle ichte­
rung geben.

In Westdeutschland ist die Arbeitslosigkeit, schaltet man die typischen Saisonschwan­
kungen aus, seit dem Beginn des Konjunkturabschwungs kontinuierlich von 1,7 Millionen 
im ersten Quartal 1992 auf 2,5 Millionen Personen im Januar dieses Jahres gestiegen. Der 
Anstieg hat sich in den letzten Monaten etwas abgeflacht, ohne daß man daraus schon 
weitreichende Schlüsse ziehen sollte. Immerhin paßt die Abflachung zur Entwicklung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion, die seit dem vergangenen Frühjahr tendenziell w ie­
der steigt, und zur Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten, die sich se it­
dem zumindest nicht mehr erhöht haben. In Ostdeutschland verharrt die Zahl der A rbeits­
losen seit etwa zwei Jahren auf unverändertem Niveau. Der Anstieg im Januar hat aus­
schließlich saisonale Gründe.

Von der Konjunktur kann wegen des üblichen Nachhinkens der Beschäftigung hinter 
der Produktion kurzfristig selbst dann keine Tendenzwende am Arbeitsmarkt erwartet wer­
den, wenn sich die optim istischeren unter den Prognosen bestätigen. Auch bei einem a ll­
mählich deutlicher werdenden Wiederanstieg des realen Bruttoinlandsprodukts wird der 
Rückgang der Beschäftigung in Westdeutschland etwa bis zur Jahresmitte anhalten. Noch 
gibt es aber verbreitete Zweifel, ob die Konjunktur überhaupt so verlaufen wird.

Schon jetzt ist jedoch festzustellen, daß jedenfalls die pessim istischste Prognoseva­
riante, in der ein erneuter Konjunktureinbruch gegen Ende des Jahres 1993 erwartet 
wurde, von der tatsächlichen Entwicklung widerlegt ist. Auftragseingänge und Geschäfts­
klima sind vielmehr bis zuletzt weiter deutlich gestiegen. Das gilt auch für die Auftragsein­
gänge im Dezember, wenn die Zahl der tatsächlich gearbeiteten und nicht die der nach 
dem Kalender verfügbaren Arbeitstage berücksichtigt wird. Das ist nicht in allen Saison­
bereinigungsverfahren der Fall. Daher gab es auch Meldungen über einen merklichen 
Rückgang der Aufträge zum Jahresende, die die tatsächliche Entwicklung nicht zutreffend 
wiedergeben.

Ein neuer Aufschwung mit steigender Produktion und erfahrungsgemäß sinkenden 
Lohnstückkosten wird auch wieder zu wachsender Beschäftigung führen. Das war noch 
nach jeder Rezession so, und es gibt keinen Grund, an der W iederholung dieser Erfahrung 
zu zweifeln. Allerdings ist der „Sockel“ der Arbeitslosigkeit von Rezession zu Rezession 
höher geworden. Unzutreffend ist aber die Annahme, höhere Arbeitslosigkeit sei gleichbe-
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deutend mit entsprechend geringerer Beschäftigung. Die Zahl der Beschäftigten ist kei­
neswegs von Mal zu Mal niedriger geblieben; im Gegenteil, sie war jedesmal -fre ilic h  erst 
nach mehreren Jah ren -e tw as höher, und vor dem jüngsten Einbruch in Westdeutschland 
war sie höher als je zuvor. Nicht gelungen ist jedoch die volle Absorption des wachsenden 
Angebots an Arbeitskräften, das in den siebziger Jahren vor allem aus der demographi­
schen Entwicklung, in den achtziger Jahren vor allem aus der Zuwanderung resultierte. 
Daher stieg die Arbeitslosigkeit trendmäßig an.

Noch hat der Aufschwung nicht begonnen, und es ist fraglich, wie stark und wie lang er 
sein wird. Seine Stärke und Dauer und nicht zuletzt seine Beschäftigungseffekte werden 
wesentlich davon abhängen, ob die sogenannten strukturellen Probleme mit einigem Er­
folg angegangen werden. Dauerhaft hohe Staatsdefizite, eine permanent hohe Abgaben­
belastung, anhaltend hohe Arbeitskosten, starre Arbeitsmarktregelungen und ganz allge­
mein eine hohe Regulierungsdichte sind ungünstige Bedingungen für W irtschaftswachs­
tum und Beschäftigung. Darüber gibt es heute offenbar weitgehenden Konsens. Die Gei­
ster scheiden sich jedoch, sobald es an die Umsetzung in praktisches Handeln geht. Im­
mer noch ist die Neigung groß, defensiv statt offensiv zu agieren, z.B. Verkürzung statt Fle­
xibilisierung der Arbeitszeit zu fordern und Umverteilung statt Vergrößerung des Produkts 
in den Vordergrund zu stellen -  nicht beachtend, daß der „Kuchen Sozialprodukt“ durch ri­
goroses Umverteilen kleiner werden kann.

Was die W irtschaftspolitik bisher als Beitrag zur Lösung der Probleme anbietet, ist 
hauptsächlich die Bestandsaufnahme. Der Standortbericht der Bundesregierung ist in 
dieser Hinsicht erschöpfend; die Handlungsanweisungen sind dagegen zumeist vage. 
Das Handeln selbst ist noch rudimentär. Das Aktionsprogramm der Bundesregierung für 
mehr Wachstum und Beschäftigung wird jedenfalls auf kürzere Sicht nur einen bescheide­
nen Beitrag zur Verringerung der Arbeitslosigkeit leisten können.

Unverändert gilt, daß die Tarifpolitik für die künftige Entwicklung der Beschäftigung be­
sonders wichtig ist. In jüngster Zeit ist darauf hingewiesen worden, daß die Lohnstückko­
sten in Westdeutschland im internationalen Vergleich vor allem deshalb überdurchschnitt­
lich gestiegen seien, weil die D-Mark gegenüber den Währungen der Konkurrenzländer 
aufgewertet worden sei; die Lohnerhöhungen hätten zu der Verschlechterung der Position 
viel weniger beigetragen. Daraus sollte wohl gefolgert werden, der Wechselkurs sei für die 
Beschäftigung wichtiger als die Lohnpolitik.

Eine solche Folgerung wäre falsch, denn die internationale Konkurrenzposition ist für 
die Höhe der Beschäftigung bei weitem nicht so wichtig wie die gesamtwirtschaftliche 
Kosten-Erlös-Relation und das Verhältnis von Arbeitskosten zu Kapitalkosten in der 
Volkswirtschaft. Beide aber werden von der Tarifpolitik maßgeblich beeinflußt.

Es gibt also gute Gründe für eine „beschäftigungsorientierte“ Tarifpolitik, die in den Ge­
meinschaftsgutachten zur W irtschaftslage von allen großen W irtschaftsforschungsinsti­
tuten gemeinsam gefordert worden ist. Sie schöpft den Spielraum für kostenneutrale Ein­
kommenssteigerungen nicht voll aus -  geschweige denn mehr als das -  und schafft da­
durch eine wichtige Voraussetzung für mehr Beschäftigung. Daß sich eine solche Politik 
für die Arbeitnehmerschaft als Ganzes auszahlt, erwies sich zuletzt in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre, als 3 M illionen zusätzliche Arbeitsplätze entstanden. Der Erfolg stellt 
sich allerdings nur ein, wenn auch die übrigen Bedingungen des W irtschaftens „stim men“ .

Zählt man alles zusammen -  offene, verdeckte und gar noch in der Stillen Reserve (de­
ren tatsächliche Größe freilich niemand kennt) versteckte Arbeitslosigkeit - ,  kommen jene 
6 M illionen zusammen, die je tzt oft genannt und unzulässigerweise mit der gleichen Zahl 
in der W eltwirtschaftskrise verglichen werden. Aber es stimmt gewiß nicht, daß wir in 
Deutschland 6 M illionen mehr Arbeitsplätze brauchen. Viele der vermeintlichen Anwärter 
stehen nicht w irklich zur Verfügung; außerdem dürfte die Sucharbeitslosigkeit inzwischen 
eine Millionengröße sein. Auch wenn man das berücksichtigt, bleibt eine Aufgabe von 
enormer Dimension. Beiträge zur Lösung müssen alle Politikbereiche leisten.
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